
Windenergie imGegenwind
Widerstand Seit dem Ja zur Energiestrategie 2050wurde in der Schweiz keine einzigeWindenergieanlagemehr gebaut.

DerGrund dafür liegt imWiderstand der Landschaftsschützer, aber auch der Kantonsregierungen.

Roman Schenkel

Die Euphorie für die Windkraft
ist verflogen. Zwei Zahlen brin-
gendieFlaute aufdenPunkt:Die
Energiestrategie des Bundes
sieht vor, dass künftig 7 Prozent
des Strombedarfs durch Wind-
energie gedeckt werden. Aktuell
steht die Schweiz aber erst bei
0,2Prozent.GemässdemSzena-
rio des Bundes sollten bis 2020
660 Gigawattstunden (GWh)
Strom mittels Windenergie pro-
duziert werden. Doch die
Schweiz liegtbeidiesemZielweit
im Rückstand. 37 Windenergie-
anlagen sind derzeit in Betrieb.
Seit das Stimmvolk im Jahr 2017
die Energiestrategie 2050 und
damit einenAusbauder erneuer-
barenEnergiengutgeheissenhat,
ist keine einzige mehr dazu ge-
kommen.

Nicht, dass es keine Projekte
gäbe. Gemäss dem Bund sind
rund70Windparkprojekte inPla-
nung. Darunter 30 Projekte mit
total rund200Windenergieanla-
gen. Sie sollten in den nächsten
fünf Jahren realisiertwerdenkön-
nen. Doch ob diese Windräder
tatsächlich gebaut werden, ist
alles andere als sicher. Projekte
fürWindparks stossenaufWider-
stand – von Landschaftsschüt-
zern, von Tierschützern, gar von
Kantonsregierungen. Sohat etwa
die Regierung von Appenzell
Innerrhoden Ende 2018 darauf

verzichtet, denStandortHonegg-
Oberfeld alsWindpark imkanto-
nalenRichtplan festzulegen.Ge-
plant war dort eine Anlage mit
zwei Windturbinen mit einer
Gesamthöhe von knapp 200
Metern. Die Regierung befürch-
tete beim Landschaftsbild mas-
siveNachteile. Ebenfalls einPro-
jekt gestoppt hat der Glarner
Regierungsrat. Er strich die vier
bis fünf geplanten 200 Meter
hohen Windräder bei Bilten im
Linthgebiet aus dem Richtplan.
DieBegründung:DieWindkraft-
anlagenkönntendieEntwicklung
der Dörfer beeinträchtigen und
sollten deshalb nicht zwischen
Siedlungen gebaut werden. Laut
denPromotoren desWindparks,
der St.Gallisch-Appenzellischen
Kraftwerke AG (SAK), hätte es
sichumeinenwindtechnischge-
eigneten Standort gehandelt.

Unternehmenprüft
rechtlicheSchritte

DieSAKwill denÜbungsabbruch
nicht einfach so hinnehmen.
Schliesslich habe das Unterneh-
men rund 1,5 Millionen Franken
in dieses Projekt investiert und
vondenGlarnerBehörden jahre-
lang positive Unterstützung er-
halten, sagt Adriano Tramér,
Geschäftsleitungsmitglied der
SAK. Dass das Projekt scheitern
könnte, lag zwar stets imBereich
des Möglichen: Ganz am Ende
hätte das Stimmvolk der betrof-

fenen Gemeinde entscheiden
sollen.DieKantonsregierunghat
demvorgegriffen.«Damit hat sie
die demokratischeMeinungsbil-
dung auf Gemeindeebene ohne
Not überflüssig gemacht», kriti-
siert Tramér. Da der Entscheid
«ohne umfassende, fakten-
basierte Interessenabwägung»
geschah, prüfe die SAK nun
rechtliche Schritte gegen die
Glarner Regierung. Im Raum
steht die Rückforderung der ge-
tätigten Investitionen.

Als «frustrierend» bezeich-
net Karl Vogler die Entwicklung

bei der Windenergie. Der CSP-
Nationalrat istVorstandsmitglied
von SuisseEole, der Vereinigung
zur Förderung der Windenergie
in der Schweiz. «Die Windener-
giehatmit enormemWiderstand
zu kämpfen», sagt er. Und das,
obwohl jederwisse, dass esmehr
erneuerbare Energien brauche.
«Die Schweiz hat Ja gesagt zur
Energiestrategie, das war auch
ein Ja zu erneuerbaren Ener-
gien.»DassWindräderbezüglich
Landschaftsschutz «nicht opti-
mal» seien, ist dem Obwaldner
Politikerbewusst.Dennochhabe

die Windenergie viele Vorteile.
«Sie benötigt wenig Fläche, ist
rückbaubar und kann gerade im
Winter Stromengpässe abdämp-
fen», sagt er.

Woherder starkeWiderstand
gegen die Windenergie kommt,
kann sich Vogler nicht erklären.
DieSchweizhabe sich inden letz-
ten 20 Jahren stark verändert.
DieZersiedelunghabederLand-
schaft schleichend zugesetzt,
ohne dass dagegen gross etwas
hätteunternommenwerdenkön-
nen. Das habe zu viel Frust ge-
führt, vermutet Vogler. «Wind-
räder hingegen sind plötzlich da
und greifen ins Landschaftsbild
ein. Dagegen formiert sich
schnellWiderstand», sagt er.

Vogler fordert
«mehrFührung»

Vogler erwartet mehr Engage-
ment von den Kantonsregierun-
gen.«5G-Antennenscheinennur
wenige zu stören, gegen Wind-
räder ist der Widerstand in den
Kantonsregierungen jedoch sehr
gross», sagt er. Er fordert «mehr
Führung im Landesinteresse».
Ein neues Rechtsgutachten, das
vom Bundesamt für Energie in
Auftrag gegeben wurde, soll da-
bei helfen.Esbeleuchtet dieFra-
ge, wie gross der Spielraum der
Kantone und Gemeinden in Pla-
nungs- und Bewilligungsfragen
rund umWindkraftwerke ist. Es
geht um die Bestimmung geeig-

neter Gebiete, um Vorschriften
im Baugesetz zu Abständen im
Zusammenhangmit demSchutz
der Anwohner vor Lärm oder
zum Schutz des Orts- und Land-
schaftsbildes.

Die Gutachter der Anwalts-
kanzleiKellerhalsCarrard schrei-
ben, dass nichts generell fest-
gelegtwerdendürfe.DieAutono-
miederKantoneundGemeinden
müsse gewahrt werden. Gleich-
zeitig aber soll derBauvonWind-
kraftanlagen eher begrüsst als
bekämpft werden. Vorschriften
dürften nicht so zurechtgebogen
werden,dass siemöglicheWind-
energie-Projekte verhindern. Im
Gegenteil: Imnationalen Interes-
se sollen beim Schutz von An-
wohnern oder Landschaften
Kompromisse gemacht werden.
SpurenGemeindenundKantone
nicht, könnte der Bund ans Bun-
desgericht gelangen und dort ei-
nenallfälligenEntscheidanfech-
ten, «wobei aber vorgängig eine
EinigungaufdemVerhandlungs-
weganzustreben ist».Einbeson-
deres Augenmerk legen die Gut-
achter auf die Abstände von
Windkraftanlagen zu Einzel-
gebäuden oder Wohnzonen. Ei-
nengesetzlichenMindestabstand
kenntderBundnicht.ZurEinhal-
tung der Lärmgrenzwerte haben
sich in der Praxis Abstände von
300 Metern zu Einzelgebäuden
oder von 500 Metern zu Wohn-
zonen als Richtwerte etabliert.

37 Windenergieanlagen sind in der Schweiz derzeit in Betrieb. Im Bild
ein Windrad beim Griessee imWallis. Bild: Oliver Maire/Keystone
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